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Nutzung eines Privatfahrzeugs neben einem Dienstwagen 
 
Wird einem Arbeitnehmer im Rahmen seines Anstellungsverhältnisses ein Fahrzeug überlassen, streitet 
grundsätzlich der erste Anschein dafür, dass dieses auch für beruflich veranlasste Fahrten eingesetzt wird. 
Es obliegt in einem solchen Fall dem feststellungsbelasteten Steuerpflichtigen, den Nachweis für die tat-
sächliche berufliche Nutzung eines daneben vorhandenen privaten Pkw zu führen. Ist der Nachweis der tat-
sächlichen beruflichen Nutzung des privaten Fahrzeugs erbracht, steht dem Werbungskostenabzug nicht 
entgegen, dass dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber ein Geschäftsfahrzeug überlassen wurde.  
*FG Niedersachsen, Urt. v. 18.09.2024 - 9 K 183/23, Rev. eingelegt (Az. beim BFH: VI R 30/24) 
 
Der Kläger hatte von seinem Arbeitgeber einen Multivan zur Verfügung gestellt bekommen. Diesen durfte er auch 
privat nutzen. Des Weiteren hatte er im Privatvermögen einen Audi TT. 2021 machte der Kläger Fahrtkosten mit 
seinem Privat-Pkw für drei unternommene Dienstfahrten (Abteilungstreffen) als Werbungskosten geltend. Das Fi-
nanzamt versagte den Werbungskostenabzug. Es sei nicht nachgewiesen, in welchem Umfang wirklich Aufwendun-
gen angefallen sind. Auch seien Abteilungstreffen eher als private Treffen anzusehen. 
 
Das FG Niedersachsen gab dem Kläger jedoch recht. Grundsätzlich ist es natürlich so, dass man annehmen kann, 
dass ein zur Verfügung gestellter Firmenwagen für betriebliche Fahrten genutzt wird. Bei einer beruflichen Nutzung 
des zusätzlichen Privat-Pkw muss der Kläger die Nutzung nachweisen. Wird ein solcher Nachweis erbracht, so steht 
ein Firmenwagen dem Werbungskostenabzug nicht entgegen. Der Kläger hatte neben dem Audi keinen weiteren 
Privatwagen.  
 
Er legte dar, dass er den Dienstwagen seiner Ehefrau und den drei Kindern überlassen hatte, da für diese eine Nut-
zung des Audi TT nicht zumutbar war und aufgrund der ländlichen Wohnlage ein Fahrzeug notwendig war. Zudem 
hatte er Tankquittungen während des Dienstreisezeitraums als Nachweise vorgelegt, wonach ersichtlich war, dass 
er Benzin getankt hatte. Der Dienstwagen war ein Dieselfahrzeug. Das in § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 7 i. V. m. § 9 Abs. 5 
Satz 1 EStG geregelte Abzugsverbot ist vor dem Hintergrund seines eindeutigen Wortlauts ("soweit") dahingehend 
zu verstehen, dass es nur den unangemessenen Anteil der Aufwendungen erfasst. Eine Prüfung dem Grunde nach 
findet nicht statt. 
 
 
Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus geschäftlichem Anlass in einem Bewirtungsbetrieb  
 
Der Abzug von angemessenen Bewirtungsaufwendungen als Betriebsausgaben erfordert nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 
2 Satz 2 EStG vom Steuerpflichtigen einen schriftlichen Nachweis über Ort, Tag, Teilnehmer und Anlass der Bewir-
tung sowie die Höhe der Aufwendungen. Die zum Nachweis von Bewirtungsaufwendungen erforderlichen schriftli-
chen Angaben müssen zeitnah gemacht werden (BFH, Urt. v. 25.03.1988 - III R 96/85, BStBl II 1988, 655). Hierfür 
wird regelmäßig ein sog. Bewirtungsbeleg als Eigenbeleg erstellt. 
 
Eine solche Bewirtungsrechnung über weniger als 250 € bei einem Bewirtungsbetrieb muss enthalten:  
 

- Name und Anschrift des leistenden Unternehmers (Bewirtungsbetrieb)  
- Ausstellungsdatum  
- Leistungsbeschreibung (Menge und die Art der gelieferten Gegenstände oder den Umfang und die Art der 

sonstigen Leistung)  
- Leistungszeitpunkt (Tag der Bewirtung)  
- Rechnungsbetrag  

 
Bei Rechnungen, deren Betrag 250 € übersteigt, sind zusätzlich folgende Angaben notwendig: 
 

- Steuernummer oder USt-IdNr.  
- Rechnungsnummer  
- Name des Bewirtenden  



Sämtliche Beiträge sind mit Sorgfalt bearbeitet, dennoch kann für ihren Inhalt keine Haftung übernommen werden. 

 
 
§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 EStG unterscheidet nicht, ob die Bewirtung im Inland oder im Ausland stattgefunden hat. Die 
dort genannten Anforderungen gelten daher auch bei Auslandsbewirtungen. Die Anforderungen der R 4.10 Abs. 5 
bis 9 EStR sind grundsätzlich auch bei Bewirtungen im Ausland zu erfüllen. 
*BMF-Schreiben v. 19.11.2025 - IV C 6 - S 2145/00026/005/033 
 
 
Zur Mitunternehmerstellung des durch einen Nießbrauch an einem Kommanditanteil Begünstigten  
 
1. NV: Wird ein Nießbrauch am Anteil an einer Personengesellschaft bestellt, ist der Begünstigte nur dann 

Mitunternehmer im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes, wenn er Mitunter-
nehmerinitiative entfalten kann und Mitunternehmerrisiko trägt (Bestätigung der Rechtsprechung).  

 
2. NV: Ist der Nießbrauch dem gesetzlichen Leitbild folgend so ausgestaltet, dass der Nießbrauchberechtig-

te weder an den stillen Reserven im Gesellschaftsvermögen noch unmittelbar am Verlust der Gesell-
schaft beteiligt ist, trägt der Nießbrauchberechtigte kein Mitunternehmerrisiko. Dass er Verluste mittelbar 
zu tragen hat, sofern diese den Kapitalanteil des Kommanditisten unter den Betrag der Pflichteinlage 
mindern, und bis zur Wiederauffüllung des Kapitalanteils keine Entnahmen getätigt werden dürfen, reicht 
für die Annahme eines Mitunternehmerrisikos nicht aus. Nur dann, wenn der Nießbrauchberechtigte ab-
weichend vom gesetzlichen Leitbild in anderer Weise ein unternehmerisches Verlustrisiko trägt, durch 
das sein Vermögen belastet werden kann, trägt er ein Mitunternehmerrisiko (Klarstellung und Bestäti-
gung der Rechtsprechung).  
*BFH, Urt. v. 02.07.2025 - IV R 36/22  

 
Die Kläger waren ein Vater und seine drei Söhne. Der Vater war an einer GmbH & Co. KG beteiligt und übertrug 
seinen 100 % umfassenden Mitunternehmeranteil an die Söhne, behielt sich aber einen Ertragsquotennießbrauch 
zu einem Anteil von 70 % der Gewinne (nicht aber der Verluste) vor. Der Vertragsentwurf über die Einräumung ei-
nes Nießbrauchs an Kommanditanteilen war wesentlicher Bestandteil des Schenkungsvertrags. Nach den Feststel-
lungen des FG sollte die Nießbrauchbestellung der Sicherung der Altersversorgung des Vaters dienen. 
Im Feststellungsbescheid für das Streitjahr 2014 wurden die Erträge aus der KG zunächst den Söhnen zugerechnet, 
allerdings unter vorherigem Abzug der "Abführung" in Höhe von 70 % der Erträge an den Vater. Im Rahmen einer 
später durchgeführten Außenprüfung änderte das Finanzamt seine Rechtsauffassung allerdings. Es war nunmehr 
der Meinung, der Vater sei trotz seines Ausscheidens als alleiniger Kommanditist weiterhin als verdeckter Mitunter-
nehmer anzusehen. Die ihm in Gestalt des Ertragsquotennießbrauchs zuzurechnenden Gewinnanteile stellten origi-
näre gewerbliche Einkünfte dar. Einspruch und Klage blieben ohne Erfolg. 
Im Revisionsverfahren hatten die Kläger teilweise Erfolg. Insbesondere sei das FG bei der Beurteilung der Frage, ob 
der Vater das für die Annahme seiner Mitunternehmerstellung erforderliche Mitunternehmerrisiko getragen hat, von 
teilweise unzutreffenden Rechtsgrundsätzen ausgegangen. "Mitunternehmerinitiative" bedeute dabei vor allem Teil-
nahme an unternehmerischen Entscheidungen, wie sie z. B. Gesellschaftern oder diesen vergleichbaren Personen 
als Geschäftsführer, Prokuristen oder anderen leitenden Angestellten obliegen (ständige Rechtsprechung, z.B. BFH, 
Urt. v. 19.07.2018 - IV R 10/17). "Mitunternehmerrisiko" bedeute indes gesellschaftsrechtliche oder eine dieser wirt-
schaftlich vergleichbare Teilnahme am Erfolg und Misserfolg eines gewerblichen Unternehmens. Dieses Risiko wer-
de regelmäßig durch Beteiligung an Gewinn und Verlust sowie an den stillen Reserven des Anlagevermögens ein-
schließlich eines Geschäftswerts vermittelt (z. B. BFH, Beschl. v. 25.06.1984 - GrS 4/82, BFHE 141, 405 = BStBl II 
1984,751). 
Der Vater war aber weder am Verlust noch an den stillen Reserven beteiligt. Er hatte auch keine wesentlichen Mit-
spracherechte, so dass die Mitunternehmerinitiative zumindest fraglich war. Dies konnte allerdings durch das (si-
cher) fehlende Mitunternehmerrisiko dahinstehen, da der Vater hierdurch ohnehin keine Mitunternehmerstellung 
innehatte. 
Ist der Nießbraucher kein Mitunternehmer, so seien auch die ihm zufließenden Gewinne steuerlich dem mit dem 
Nießbrauch belasteten Gesellschafter zuzurechnen. Die Erfüllung des Nießbrauchanspruchs durch die Söhne stelle 
dann eine Gewinnverwendung dar, die keinen Einfluss auf die Höhe des ihnen zuzurechnenden Gewinnanteils habe 
(vgl. BFH, Urt. v. 16.05.1995 - VIII R 18/93, BFHE 178, 52 = BStBl II 1995,714, zum Untervermächtnis). 
 
In eigener Sache: 
Unsere Kanzlei ist vom 24.12.2025 bis 06.01.2026 geschlossen. 
 

Ihre Steuerberater 
 

Steuertermine Januar 2026 
12.01. Lohn- und Kirchensteuer der Arbeitnehmer für Monatszahler 
12.01. Umsatzsteuer für Monatszahler 
12.01. Lohnsteuer für Quartalszahler 
12.01. Umsatzsteuer für Quartalszahler ohne Fristverlängerung 

 
 
Sie finden dieses Infoblatt auch unter www.kanzlei-gleisl.de/Mandanteninformationen/Informationsbrief 


